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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter  
Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jut-
ta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Kein privates Kapital für die Bundesverkehrswe-
gefinanzierung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene dafür einzusetzen, dass eine mögliche Ver-
kehrswegefinanzierungsgesellschaft des Bundes aus-
schließlich mit Einnahmen aus der Nutzerfinanzierung 
(z.B. bestehende Lkw-Maut) und Haushaltsmitteln 
ausgestattet wird.  

Die Möglichkeit der eigenen Kreditbeschaffung sowie 
jegliche sonstige Aufnahme privaten Kapitals muss 
kategorisch ausgeschlossen werden. Ferner muss die 
Auftragsverwaltung der Bundesländer gewahrt blei-
ben. 

Begründung: 

Am 23. Februar 2016 verkündete Bayerns Verkehrs-
minister Joachim Herrmann: „Verkehrswegefinanzie-
rungsgesellschaft wird befürwortet“. Während die 
Bundesländer die Gründung einer neuen Bundesfern-
straßenbehörde einstimmig ablehnen und auf eine 
Beibehaltung der Auftragsverwaltung der Länder po-
chen, wird eine reine Verkehrswegefinanzierungsge-
sellschaft befürwortet. 

In der entsprechenden Pressemitteilung des Staats-
ministeriums des Innern, für Bau und Verkehr heißt es 
weiter: „Diese primär auf Nutzerfinanzierung und 
Haushaltsmittel gerichtete Finanzierungsgesellschaft 
könne alle Bereiche der Verkehrsinfrastruktur im re-
gelechten Zustand finanzieren“. Dies bedeutet im 
Umkehrschluss, dass auch privates Kapital in diese 
Finanzierungsgesellschaft einfließen kann. 

Im Straßenbereich fließt von jährlich rund 55 Mrd. 
Euro Einnahmen aus Kfz- und Mineralölsteuer sowie 
der Lkw-Maut nur rund ein Drittel in den Straßenerhalt 
und -neubau. Eine Verkehrswegefinanzierungsgesell-
schaft des Bundes muss mit einem ausreichend ho-
hen Anteil an diesen Einnahmen ausgestattet werden. 
Durch die Ausstattung mit konstanten Mitteln herrscht 
Planungssicherheit und die Mittel können durch lang-
fristiges Projektmanagement und die Möglichkeit 
überjähriger Finanzierungen deutlich effizienter einge-
setzt werden. Siehe hierzu auch den FREIE WÄH-
LER-Antrag mit der Drs. 17/1274 „Reform der Stra-
ßenfinanzierung – Straßenrettungsschirm für den 
Substanzerhalt“ vom 1. April 2014. 

In Zeiten von Rekordsteuereinnahmen und historisch 
niedrigen Zinsen für die staatliche Kapitalbeschaffung 
ist es völlig inakzeptabel, dass durch eine Verkehrs-
wegefinanzierungsgesellschaft teure private Kreditge-
schäfte außerhalb des staatlichen Kernhaushaltes, 
und damit auch an der direkten Kontrolle der Parla-
mente vorbeigetätigt werden sollen. 



Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/10512 bis 17/10518 sowie 17/10533 werden
in die zuständigen federführenden Ausschüsse ver-
wiesen. 

Ich gebe nun das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung des Dringlichkeitsantrags der Abgeordneten
Kreuzer, Freller, Schreyer-Stäblein und andere und
Fraktion (CSU) betreffend "Stellenabbau bei Siemens
– Neue Perspektiven für die betroffenen Standorte
schaffen", Drucksache 17/10531, bekannt. Mit Ja
haben 144 gestimmt, mit Nein hat niemand gestimmt.
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag einstimmig angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4 – Zuruf von
der SPD: Und dafür haben wir eine Namentliche
gemacht!)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Antrag der Abgeordneten Herbert Woerlein, Horst
Arnold, Florian von Brunn u. a. (SPD)
Verbot des Tötens männlicher Eintagsküken,
Entwicklung tragfähiger Vermarktungskonzepte
für Legehennenbrüder und Förderung der Zucht
von Zweinutzungshühnern (Drs. 17/9403)

Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass hierzu bereits
namentliche Abstimmung beantragt worden ist. – Ich
eröffne die Aussprache und weise darauf hin, dass die
Redezeit 24 Minuten beträgt. Erster Redner ist der
Kollege Woerlein.

(Dr. Thomas Goppel (CSU): Kann man da den
Rechtschreibfehler ausbessern?)

– Das wird doch wohl mit einem harten "t" geschrie-
ben, wie wir Franken sagen?

Herbert Woerlein (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Frau Staatsministerin Scharf,
werte Kolleginnen und Kollegen! Jährlich werden in
Deutschland rund 50 Millionen männliche Küken ohne
Betäubung durch Vergasen oder Schreddern getötet.
Dies geschieht aus rein wirtschaftlichen Gründen;
denn die Legehennenbrüder setzen im Vergleich zu
den Masthühnern nur sehr langsam Fleisch an, so-
dass sich die Mast vermeintlich nicht lohnt.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Bundesrat
einen Gesetzesentwurf zur Änderung des Tierschutz-
gesetzes eingereicht, um dieses Töten von Küken aus
wirtschaftlichen Gründen zu verbieten. Der Bundesrat
stimmte am 25. September 2015 dem Gesetzesan-
trag mit großer Mehrheit zu und hat diesen an den
Bundestag weitergeleitet. Die SPD-Fraktion im Land-
tag begrüßt die Bundesratsinitiative ausdrücklich und

fordert im ersten Teil des Antrags die Staatsregierung
dazu auf, sich auf Bundesebene erstens für ein Ver-
bot des Kükentötens einzusetzen und zweitens ein
Lebensrecht der Legehennenbrüder zu ermöglichen.

Herr Kollege Flierl, Herr Kollege Beißwenger, Sie
haben in der Sitzung des Umweltausschusses vom
4. Februar 2016 die Auffassung vertreten, dass sich
die Hauptforderung unseres Antrags bereits erledigt
habe, da Bundeslandwirtschaftsminister Christian
Schmidt angekündigt habe, das Kükentöten 2017 zu
beenden. Ich muss diese Darstellung berichtigen. Die
Ankündigung des Bundeslandwirtschaftsministers ist
sehr erfreulich. Nur: Wie der Minister dieses Ziel kon-
kret bis 2017 erreichen will, sagt er nicht. Fakt ist,
dass sich Herr Schmidt explizit gegen ein Verbot aus-
gesprochen hat.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Hört, hört!)

Er setzt auf einen anderen Weg, nämlich auf ein tech-
nisches Verfahren, das die Geschlechtsbestimmung
schon im Ei ermöglicht. Damit soll zukünftig das Aus-
brüten und Schlüpfen männlicher Küken verhindert
werden. Das Kükentöten hätte sich dann automatisch
erledigt. Nach Ansicht des Ministers wäre dann eine
Änderung des Tierschutzgesetzes nicht mehr nötig,
und der Gesetzentwurf des Bundesrats liefe ins
Leere.

Meine Damen und Herren, der Ansatz des Ministers,
nicht die Küken, sondern bereits die Eier mit einem
männlichen Embryo zu vernichten, verhindert nicht,
dass die männlichen Tiere weiterhin als wertlos und
als Abfall betrachtet werden. Das ist aus ethischen
Gründen und im Sinne des im Grundgesetz veranker-
ten Staatsziels des Tierschutzes nicht verantwortbar.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb ist unser Hauptanliegen mit der Ankündigung
des Bundeslandwirtschaftsministers nicht erledigt.
Weder will Herr Schmidt ein Verbot noch will er das
Lebensrecht der männlichen Küken schützen.

Meine Damen und Herren, wie Sie wissen, hat nach
Strafanzeige der Tierschutzorganisation PETA die
Staatsanwaltschaft Münster Mitte Februar erstmals
Klage gegen eine Brüterei wegen des massenhaften
Tötens männlicher Eintagsküken erhoben. Die Klage
wurde heute vor einer Woche am Mittwoch, dem
9. März 2016, vom Landgericht Münster mit der Be-
gründung abgewiesen, es gebe keine ausreichende
Grundlage für eine Beurteilung. Wenn eine jahrzehn-
telange Praxis strafrechtlich anders bewertet werden
solle, so die Richter, müsse der Gesetzgeber, also wir,
aktiv werden. Die Richter verwiesen außerdem auf die
Tierschutzschlachtverordnung aus dem Jahr 2012, die

5770 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/68 v. 16.03.2016

http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=9403&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000453.html


 

17. Wahlperiode 02.06.2016 Drucksache 17/11724 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/10515 

Kein privates Kapital für die Bundesverkehrswe-
gefinanzierung 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Thorsten Glauber 
Mitberichterstatter: Eberhard Rotter 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruk-
tur, Bau und Verkehr, Energie und Technolo-
gie federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen und der Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
haben den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 46. Sitzung am 14. 
April 2016 beraten und mit folgendem Stim-
mergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
 
 
 
 
 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 43. Sitzung 
am 31. Mai 2016 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
113. Sitzung am 2. Juni 2016 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Thorsten Glauber, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/10515, 17/11724 

Kein privates Kapital für die Bundesverkehrswegefinanzierung 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s.

Anlage 2)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 3 und 4, über die wir

eben abgestimmt haben. Ebenfalls ausgenommen ist die Listennummer 14. Es ist dies

der Antrag der Abgeordneten Scheuenstuhl, von Brunn, Adelt und anderer (SPD) be-

treffend "Verschlechterung stoppen – Umweltziele der Europäischen Wasserrahmen-

richtlinie bis 2021 bayernweit erreichen", der auf Wunsch der SPD-Fraktion einzeln

beraten werden soll. Der Aufruf erfolgt am Ende der Tagesordnung am späten Nach-

mittag.

Ausgenommen ist des Weiteren die Listennummer 7, Antrag der Abgeordneten Ar-

nold, von Brunn, Woerlein und anderer (SPD) betreffend "Zusammenführung der EU-

Förderprogramme Schulfrucht und Schulmilch sinnvoll ausgestalten". Dieser Antrag

wird im Einvernehmen der Fraktionen auf die Sitzung am 14. Juni verschoben.

Wir kommen nun zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundla-

gen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende

Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich um sein Handzeichen. – Danke schön. Gibt es Gegenstimmen? –

Keine. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine. Damit übernimmt der Landtag diese

Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit 
sowie die nicht einzeln zu beratenden Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 5) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheit 

1. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
Allgemeine und institutionelle Fragen 
Öffentliche Konsultation zu einem Vorschlag für ein verbindliches 
Transparenzregister 
01.03.2016 - 01.06.2016 
Drs. 17/10728, 17/11625 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

Verfassungsstreitigkeit 

2. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 17. Mai 2016  
(Vf. 7-VII-16) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der 
Außenbereichssatzung der Stadt Füssen gemäß § 35 Abs. 6 BauGB für die 
Stadtteile Oberried und Weißensee, erste Änderung, vom 21. März 2014 
 
PII/G1310.16-0005 
Drs. 17/11628 (E) 
 
Der Landtag beteiligt sich nicht an dem Verfahren. 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Anträge 

3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Linus Förster, 
Inge Aures u.a. und Fraktion (SPD) 
Absenkung des Wahlalters auf 16 
Drs. 17/9379, 17/11608 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert abgestimmt. 
 

4. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Franz Schindler,  
Horst Arnold u.a. SPD 
Wahlalter 16 bei der Europawahl 
Drs. 17/10274, 17/11364 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert abgestimmt. 
 

5. Antrag der Abgeordneten Volker Bauer, Gudrun Brendel-Fischer, 
Dr. Otto Hünnerkopf u.a. CSU 
Staatliche Flächen mit Kurzumtriebskulturen zur Energiegewinnung nutzen 
Drs. 17/10295, 17/11462 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

6. Antrag der Abgeordneten Eberhard Rotter, Ingrid Heckner,  
Dr. Martin Huber u.a. CSU 
Spektrum sichern und bayerische Kultur- und Kreativwirtschaft retten 
Drs. 17/10319, 17/11723 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn,  
Herbert Woerlein u.a. SPD 
Zusammenführung der EU-Förderprogramme Schulfrucht und Schulmilch 
sinnvoll ausgestalten 
Drs. 17/10431, 17/11636 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert abgestimmt. 
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8. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Wertschätzung der Schulleiterinnen und Schulleiter 
Drs. 17/10452, 17/11638 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

9. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Angelika Weikert, 
Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Für faire Arbeitsbedingungen − Regulierung von Leiharbeit und Werkverträgen 
nicht länger blockieren! 
Drs. 17/10514, 17/11644 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z ENTH 

 

10. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Thorsten Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Kein privates Kapital für die Bundesverkehrswegefinanzierung 
Drs. 17/10515, 17/11724 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

 

11. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Humanitäre Krise abwenden: In Not geratene Flüchtlinge aus Griechenland 
aufnehmen 
Drs. 17/10516, 17/11631 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 
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12. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Alexander Muthmann u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wer Obergrenzen fordert, darf sich der Bekämpfung der Fluchtursachen nicht 
verschließen 
Drs. 17/10522, 17/11463 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

13. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Bernhard Roos, 
Annette Karl u.a. und Fraktion (SPD) 
Bundesverkehrswegefinanzierung beschleunigen und erhöhen − Optionen für 
privates Kapital ausloten − Auftragsverwaltung stärken  
Drs. 17/10533, 17/11725 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

14. Antrag der Abgeordneten Harry Scheuenstuhl, Florian von Brunn,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Verschlechterung stoppen − Umweltziele der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie bis 2021 bayernweit erreichen  
Drs. 17/10566, 17/11646 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert abgestimmt. 
  

15. Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, Volkmar Halbleib, 
Stefan Schuster u.a. SPD 
Zuführungen zum Pensionsfonds 
Drs. 17/10567, 17/11634 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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16. Antrag der Abgeordneten Horst Arnold, Florian von Brunn, Ruth Müller u.a. SPD 
Stärkung unserer bäuerlichen Strukturen − Filterpflicht für große 
Schweinehaltungsanlagen 
Drs. 17/10659, 17/11637 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A Z 

 

17. Antrag der Abgeordneten Susann Biedefeld, Harry Scheuenstuhl,  
Klaus Adelt u.a. SPD 
Tierschutz stärken − Europäisches Recht umsetzen 
Drs. 17/10676, 17/11647 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

18. Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Susann Biedefeld, 
Dr. Linus Förster u.a. SPD 
Durch eine Altfall-Regelung gut integrierten Asylbewerbern eine dauerhafte 
Aufenthaltsperspektive geben 
Drs. 17/10761, 17/11632 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

19. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Joachim Hanisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bericht über die Freistellungspraxis bayerischer Behörden bei ehrenamtlichen 
Rettungskräften 
Drs. 17/10755, 17/11425 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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20. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Joachim Hanisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Ausweitung der Freistellungs-, Entgeltfortzahlungs- und Erstattungsansprüche 
ehrenamtlicher Rettungskräfte 
Drs. 17/10799, 17/11423 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

21. Antrag der Abgeordneten Dr. Florian Herrmann, Bernhard Seidenath, 
Norbert Dünkel u.a. CSU 
Unterstützung der ehrenamtlichen Helfer im Rettungsdienst 
Drs. 17/10873, 17/11424 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

22. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Paul Wengert, 
Klaus Adelt u.a. und Fraktion (SPD) 
Rettungshelfergleichstellung  
Drs. 17/10772, 17/11421 (E) [X] 
 
Antrag der CSU-Fraktion gemäß § 126 Abs. 3 Satz 3 BayLTGeschO: 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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